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152. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens betreffend Auskünfte 
über ausländisches Recht 

153. Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen 
betreffend Auskünfte über ausländisches Recht 

154. Kundmachung: Geltungsbereich des Vertrages über die internationale Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Patentwesens 

155. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Überwachung 
bedingt verurteilter oder bedingt entlassener Personen 

156. Kundmachung: Geltungsbereich der Übereinkunft über die vorläufige Anwendung zwischen 
einigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union des Übereinkommens auf 
Grund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über den 
Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich 

157. Kundmachung: Geltungsbereich der Mulitilateralen Sondervereinbarung RID 1/2001 gemäß 
Artikel 5 § 2 CIM und Artikel 6 Abs. 12 der Richtlinie 96/49/EG über die      
Übergangsfristen für die Weiterverwendung von Kesselwagen, Batteriewagen, 
Tankcontainern und MEGC 

158. Kundmachung: Berichtigung der Multilateralen Vereinbarung M120 gemäß Abschnitt 1.5.1 
des ADR über die Beförderung von ungereinigten leeren Kraftstofftanks für 
Luftfahrzeuge 

 

152. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen 
Übereinkommens betreffend Auskünfte über ausländisches Recht 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Moldau am 14. März 2002 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländisches Recht (BGBl. 
Nr. 417/1971, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 164/2001) hinterlegt. 

Anlässlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde hat Moldau gemäß Art. 19 des Überein-
kommens erklärt, dass es sich bezüglich des derzeit von den lokalen Behörden der selbsternannten Repu-
blik Transniestrien kontrollierten Gebiets bis zur endgültigen Beilegung des Konflikts in dieser Region 
nicht an die Bestimmungen des Übereinkommens gebunden erachtet. 

Schüssel 

153. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zusatz-
protokolls zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländisches 
Recht 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Moldau am 14. März 2002 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über auslän-
disches Recht (BGBl. Nr. 179/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 149/2000) 
hinterlegt. 

Anlässlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde hat Moldau nachstehende Erklärungen ab-
gegeben: 

Gemäß Art. 5 Abs. 1, dass es sich das Recht vorbehält, sich nur an Kapitel I des Zusatzprotokolls 
gebunden zu erachten. 
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Gemäß Art. 9 Abs. 1 des Zusatzprotokolls, dass es sich bezüglich des derzeit von den lokalen Be-
hörden der selbsternannten Republik Transniestrien kontrollierten Gebiets bis zur endgültigen Beilegung 
des Konflikts in dieser Region nicht an die Bestimmungen des Übereinkommens gebunden erachtet. 

Schüssel 

154. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Vertrages 
über die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens 

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der Weltorganisation für geistiges Eigentum haben folgende 
weitere Staaten ihre Beitrittsurkunden zum Vertrag über die internationale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Patentwesens (BGBl. Nr. 348/1979 idF BGBl. Nr. 525/1984, letzte Kundmachung des Gel-
tungsbereichs BGBl. III Nr. 134/2001) hinterlegt: 

Staaten: Datum der Hinterlegung der 
Beitrittsurkunde: 

Oman 26. Juli 2001 
Sambia 15. August 2001 
St. Vincent und die 
Grenadinen 

 
 6. Mai 2002 

Tunesien 10. September 2001 
Anlässlich der Hinterlegung ihrer Beitrittsurkunde haben nachstehende Staaten gemäß Art. 64 Abs. 5 

erklärt, sich nicht an die Bestimmungen des Art. 59 des Vertrages gebunden zu erachten: 
Oman, St. Vincent und die Grenadinen, Tunesien. 

Schüssel 

155. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen 
Übereinkommens über die Überwachung bedingt verurteilter oder bedingt entlassener 
Personen 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Tschechische Republik am 10. April 
2002 ihre Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Überwachung bedingt verur-
teilter oder bedingt entlassener Personen (BGBl. Nr. 248/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reichs BGBl. III Nr. 171/2001) hinterlegt. 

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat die Tschechische Republik nachstehenden 
Vorbehalt erklärt bzw. Erklärung abgegeben: 

Gemäß Art. 38 Abs. 1, dass sie von dem in Punkt 1 der Anlage vorgesehenen Vorbehalt Gebrauch 
macht und die Bestimmung des Übereinkommens betreffend die Vollstreckung von Urteilen (Titel III des 
Übereinkommens – Vollstreckung von Urteilen) und die gesamte Urteilsvollstreckung (Titel IV – Abtre-
tung an den ersuchten Staat) nicht annimmt. 

Gemäß Art. 29 Abs. 2 verlangt die Tschechische Republik, dass Ersuchen und die beigefügten 
Schriftstücke mit einer Übersetzung in die tschechische, englische oder französische Sprache übermittelt 
werden. 

Schüssel 

156. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Übereinkunft 
über die vorläufige Anwendung zwischen einigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
des Übereinkommens auf Grund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische 
Union über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union hat Irland am 27. März 
2002 seine Ratifikationsurkunde zur Übereinkunft über die vorläufige Anwendung zwischen einigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union des Übereinkommens auf Grund von Artikel K.3 des Vertrags 
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über die Europäische Union über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich (BGBl. III 
Nr. 189/2000, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 20/2002) hinterlegt. 

Schüssel 

157. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multi-
lateralen Sondervereinbarung RID 1/2001 gemäß Artikel 5 § 2 CIM und Artikel 6 Abs. 12 
der Richtlinie 96/49/EG über die Übergangsfristen für die Weiterverwendung von Kessel-
wagen, Batteriewagen, Tankcontainern und MEGC 

Die Multilaterale Sondervereinbarung RID 1/2001 gemäß Artikel 5 § 2 CIM und Artikel 6 Abs. 12 
der Richtlinie 96/49/EG über die Übergangsfristen für die Weiterverwendung von Kesselwagen, Batte-
riewagen, Tankcontainern und MEGC (BGBl. III Nr. 116/2001, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reichs BGBl. III Nr. 50/2002) wurde von Belgien am 11. März 2002 unterzeichnet. 

Schüssel 

158. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend Berichtigung der Multilateralen Ver-
einbarung M120 gemäß Abschnitt 1.5.1 des ADR über die Beförderung von ungereinigten 
leeren Kraftstofftanks für Luftfahrzeuge 

Die Kundmachung der Multilateralen Vereinbarung M120 gemäß Abschnitt 1.5.1 des ADR über die 
Beförderung von ungereinigten leeren Kraftstofftanks für Luftfahrzeuge (BGBl. III Nr. 35/2002) wird wie 
folgt berichtigt: 

In der authentischen englischen Sprachfassung ist im Punkt 4 letzter Satz die Wortfolge „marginal 
2010 and 10 602 of ADR M120“ durch „section 1.5.1 ADR M120“ zu ersetzen. 

Schüssel 


